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Vorwort

Die vorliegende Arbeit ist wiederum in erster Linie für meine politischen 
Gesinnungsfreunde sowie für Sympathisanten der Aargauischen Stiftung 
für Freiheit und Verantwortung in Politik und Wirtschaft bestimmt und 
nicht im Buchhandel erhältlich. Interessenten können sie jedoch auf dem

Ausgangspunkt für die folgenden Überlegungen ist die griechische Sage 
von Ikarus, der sich trotz Warnungen seines Vaters Dädalos allzu hoch 
in die Lüfte schwang, bis seine mit Wachs beklebten Flügel in der Hitze 
der Sonne schmolzen. Dem befreienden Höhenflug folgte der jähe Sturz 
ins tiefe Meer. Der Übermut forderte seinen Preis. Auch bei uns häufen 
sich in Gesellschaft, Wirtschaft und Staat Anzeichen solchen Übermuts. 
Im vollen Bewusstsein, dass dieser vielerlei Gesichter hat (vgl. dazu den 
Prolog), konzentriere ich mich auf die Frage: Was tut sich diesbezüglich 
in Wirtschaft und Politik? Um die Entwicklung einprägsam aufzuzeigen, 
werden zur Veranschaulichung Beispiele herangezogen. Ein einzelnes 
Beispiel sagt vielleicht wenig. Zwei Beispiele mögen als zufällig abgetan 
werden. Drei Beispiele erscheinen vielen immer noch nicht als schlüs­
sig. Wenn sich die Beispiele aber häufen und System verraten, sollten 
sie hellhörig machen. Das wichtigste Anliegen besteht deshalb darin, in 
einer bereichsübergreifenden Gesamtschau aufzuzeigen, wohin die Reise 
geht, nämlich hin zu noch mehr Staat, zu Macht und Grösse. Tatsächlich 
erleben wir heute, wie das solide Gebäude der Sozialen Marktwirtschaft, 
das Ludwig Erhard nach dem Zweiten Weltkrieg in Deutschland aufge­
baut hat, und das andern Ländern als Vorbild diente, wegen der unbe­
grenzten Anspruchsmentalität aller am Wirtschaftsprozess Beteiligten 
zerfallt (vgl. dazu das erste Kapitel). Wir erleben weiter, wie trügerische 
Staatsgläubigkeit an die Stelle freiheitlichen Denkens tritt, wie sie die 
Eigenverantwortung, Selbsthilfe und freiwillige Solidarität ablöst und 
die öffentlichen Haushalte überfordert (vgl. dazu das zweite Kapitel). 
Schliesslich erlebt ein staatspolitisch interessierter Bürger und ehema­
liger Miliz-Parlamentarier, wie sich an den Schalthebeln des Staatsap­
parates und der Parteizentralen die Lust an der Macht zur Arroganz der 
Macht steigert. Emstzunehmende Auswüchse zeigen sich insbesondere 
in der Aussen- und Sicherheitspolitik, wo unsere politischen «Führer» die 
Idee des eigenständigen Kleinstaates Schweiz verdrängen und internati­
onalem Übermut huldigen (vgl. dazu das dritte Kapitel). Treffender als 
mit den Worten von Landammann Stauffacher in Schillers Teil lässt sich 
(zusammenfassend) unsere heutige Situation nicht umschreiben: «Wohl 
steht das Haus gezimmert und gefüget, doch ach, es wankt der Grund, auf 
dem wir bauten.»
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' Ich verweise insbesondere auf:
Soziale Marktwirtschaft als Chance (1992)
Stoppt den Staat - er ist zu teuer (1996)
Freiheit und Verantwortung - ein Kompass im Labyrinth politischen Wunschdenkens (1998) 
Alle Publikationen wurden herausgegeben von der Aargauischen Stiftung für Freiheit und 
Verantwortung in Politik und Wirtschaft.

Sekretariat der Stiftung beziehen. Manches wird Lesern meiner frühe­
ren Publikationen bekannt vorkommen. Wo ich darauf verweisen kann, 
bleibe ich deshalb summarisch.* Das Schwergewicht liegt auf Art und 
Ausmass neuerer Entwicklungstendenzen bzw. deren Würdigung. Es sind 
teils gefestigte Überzeugungen, teils von persönlichen Wertvorstellungen 
geprägte freimütige, nicht immer ausgegorene Gedanken, ohne dass die­
se als der Weisheit letzter Schluss gewichtet werden möchten. Respekt 
verdienen alle Überzeugungen, die ehrlichem Suchen entspringen und im 
Rahmen unserer rechtsstaatlichen Ordnung verfochten werden. Es liegt 
mir auch fern, rechtzeitige Mahner vor unerfreulichen Entwicklungs­
tendenzen zu glorifizieren, oder umgekehrt «Sündenböcke», die dem 
Übermut verfallen sind, an den Pranger zu stellen. Doch sollten wir mit 
Blick auf die Zukunft von schmerzlichen Erfahrungen in der Vergangen­
heit lernen und die Augen vor aktuellen Realitäten, auch solchen hinter 
und ausserhalb der Fassaden des Bundeshauses, nicht verschliessen. Der 
Text dieser Broschüre wurde zur Hauptsache im September 2003 ab­
geschlossen. Die Eidgenössischen Wahlen mit ihren Auswirkungen auf 
die Zauberformel im Spätherbst 2003 werden in einem Nachtrag kurz 
gewürdigt.
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Prolog:

Übermut im Spannungsfeld zwischen 
Freiheit und Verantwortung

Mutig sein, Neues wagen, sogar Risiken eingehen, ist Ausdruck des ge­
sunden Freiheitsdrangs und Fortschrittsglaubens mündiger Bürger. Wer 
dabei jedoch seine Verantwortung gegenüber sich selber, seinem persön­
lichen Umfeld und einer weiteren Umwelt missachtet, wirkt bald einmal 
hochmütig. Erliegt er zudem der Gefahr, in seinem Übermut Grenzen zu 
sprengen, kann ihm selber und seinen Mitmenschen Schaden erwachsen. 
Trifft der Schaden nicht mehr ihn allein, sondern auch andere, können 
diese mit-belastet werden. Um in allem Tun und Lassen die Gratwan­
derung zwischen Freiheit und Verantwortung unbeschadet zu bestehen, 
braucht es einerseits Initiative und hochgesteckte Ziele, anderseits aber 
den Sinn für das gebotene Mass, Disziplin und letztlich Bescheidenheit, 
ja Demut. Soviel als philosophische Einstimmung auf das Thema.

Doch nun einige Gedanken zu konkreten Fragen, die sich im Zusammen­
hang mit Übermut stellen, vorerst im persönlichen Alltag. Die Vielfalt 
ist gross. Ebenso sind Motive, die Triebkräfte des Übermuts, reichhaltig. 
Innere Leere und Verunsicherung, ebenso wie blosse Langeweile, können 
eine Flucht in Betriebsamkeit, in permanente Zerstreuung, meistens in der 
grossen Masse, auslösen. Man gibt sich der Lust am Spektakel hin, will 
vergessen und geniessen. Die Street-Parade in Zürich und Seenachtsfeste 
ziehen Millionen an. Häufig bleibt es dann nicht einfach bei freudvollen 
Festen, auch Festivals genannt! Es braucht eine «mega-geile Mega-Par­
ty» mit allem, was dazugehört. Besucherrekorde und grenzenloser Spass 
gelten als Kriterien für den «Wert» solcher Events. Das alles, natürlich 
mit-finanziert durch Steuergelder, wird sogar unter «Kultur» vermark­
tet. Es entsteht so etwas wie eine «Kulturindustrie», die man früher 
bescheidener, verständlicher und treffender «Unterhaltungsindustrie» 
nannte. Interessant, was - mit Blick auf unsere späteren Überlegungen 
- aus dem alten Rom berichtet wird: «Die römischen Herrscher machten 
sich den Einfluss dieser Vergnügungen auf das Volk zunutze. Wie kein 
anderer hat Augustus es verstanden, durch den Aufbau einer kaiserlichen 
Unterhaltungsindustrie seine Untertanen zu steuern und für seine Ziele 
einzusetzen. Das Publikum richtete seine Interessen auf die Geschehnisse 
in Arena und Theater und interessierte sich nicht für Politik.» Wir spüren 
es: Die Brot- und Spiele-Mentalität wird scheinbar wieder modern! Zu-
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dem: Der grenzenlose Drang, reicher und immer noch reicher zu werden, 
vorzugsweise natürlich ohne eigene Leistung, und unterstützt durch eine 
stets schwachsinnigere Werbung, provoziert nachgerade die grenzenlose 
Anspruchsmentalität. Lottos, die wie Pilze aus dem Boden schiessen, 
sind begehrte «Glücks»-Spiele, die Orientierungslosen die Tagesmillion 
versprechen. Ein weiteres Motiv des Übermuts mag einfach Neid sein. 
Minderwertigkeitskomplexe oder auch nur der Drang, sich selber zu be­
stätigen, treiben zu Extravaganzen an. Man überschätzt sich, will zeigen, 
was man kann - obwohl man es eben gerade nicht kann! So bleiben dann 
jene Pleiten, die im nachhinein nur noch mit dem Eingeständnis quittiert 
werden: «Wir waren zu ambitiös»! Nicht immer entspringt Übermut ver­
werflichen Absichten. Sogar im Bestreben, Gutes tun zu wollen, werden 
Grenzen des Anstands und der Bescheidenheit missachtet, sei es durch 
Aufdringlichkeit oder in Form missionarischen Eifers.

Damit sprengen wir bereits den persönlichen Alltag. Viele Repräsentanten 
unserer Gesellschaft, Wirtschaft und Politik, werden selber und mit ihnen 
die von ihnen beeinflussten und getragenen Institutionen gleichermassen 
vom Übermut erfasst. Im Sport beispielsweise zählen nur noch Rekorde 
sowie - schlimmer noch - Milliardengeschäfte. «Nationalliga A» genügt 
den Fussballern nicht mehr. Man drängt jetzt in die «Superleague»! 
Für Wirtschaft und Staat besonders einschneidend wird es, wenn sich 
Unternehmer und Politiker vom Übermut treiben lassen. Rücksichtslo­
sigkeit, Ellbogen-Manieren, Abzocker-Mentalität, persönlicher Ehrgeiz 
und Macht-Dünkel sind Ausdruck des Missbrauchs persönlicher Freiheit 
und des Mangels an umfassender Verantwortung. Letztlich entspringen 
solche Auswüchse (Wilhelm Röpke nannte sie den «Kult des Kolossa­
len») der Lust an der Macht, deren Eigendynamik früher oder später in 
Arroganz endet.

Eine gewisse Differenzierung scheint immerhin angebracht. Für Unter­
nehmer bzw. Unternehmungen mag es Zwänge geben, die im Interesse 
des Überlebens den Drang zur Grösse erklären. Doch müssten es eben 
nicht gleich «Megamergers» sein, die oft - wie ein kompetenter Mana­
ger sagte - «Grundwerte zerstören». Deshalb sollten innere Stärke statt 
äusserer Grösse, Nachhaltigkeit statt kurzfristiger Gewinn-Maximierung, 
Sozialpartnerschaft statt Herr-im-Haus- und Abzocker-Mentalität auch 
im härteren Wettbewerb oberste Priorität behalten. Demgegenüber ist 
für den Staat das Überleben kein Problem. Er wächst und wächst von 
selber, so dass es den Beamten und Behörden eigentlich nicht schwer 
fallen sollte, sich stets ihrer ursprünglichen Stellung als selbstlose Diener 
der Bürger zu erinnern, mit andern Worten gesagt: Sie hätten es nicht
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nötig, Macht-Allüren und dem Übermut zu verfallen. Die wichtigste und 
zeitlose Aufgabe bzw. Verantwortung des Staates besteht doch darin, die 
Freiheiten und Rechte seiner Bürger zu schützen, Missbräuchen der Frei­
heit zu wehren und so die Grundwerte unseres Staates zu festigen. Nötig 
wären Staats- Diener, also weder Bürokraten noch «Führer». Für Über­
mut und eine Gratwanderung zwischen Freiheit und Verantwortung blie­
be dann unsem Staatsorganen wenig Raum. Auch heute noch verdient das 
Gros der Beamten gute Prädikate, wie dienstbereit, bescheiden, kompe­
tent und leistungswillig. Langsam aber sicher nisten sich jedoch Führer- 
Kult und Macht-Dünkel auch in Verwaltungs- und Regierungsgebäuden 
ein. Je höher die staatliche Ebene, umso ausgeprägter zeigt sich dieser 
Drang. Man wähnt dort, die Weisheit für sich gepachtet zu haben und zu 
wissen, was gut und was böse sei. Die Staats-Diener stellen sich über die 
Bürger, denen sie verpflichtet wären, und deren Freiheiten bzw. Rechte 
sie zu schützen hätten. Viele Politiker verfallen derselben Philosophie 
und hoffen, auf diesem Weg ihr Prestige, vielleicht ihren Glauben an die 
staatliche Plan- und Machbarkeit sowie ihre internationalen Neigungen 
besser zur Geltung bringen zu können. Sie zieren sich dabei unverdächtig 
mit Gerechtigkeits-Motiven, mit kulturellen oder illusionären friedens­
fördernden Absichten, sprengen aber leicht das durch Verfassung und 
Gesetz gebotene Mass, oder sie setzen sich sogar über staatspolitische 
Grundsätze bzw. Aufträge hinweg. Doch mehr dazu im dritten Kapitel.

So ahnen wir bereits, dass Übermut nicht nur im persönlichen Leben 
zu immer neuen Höhenflügen ansetzt. Er hat dort zwar seine Wurzeln 
und lässt sich deshalb nur schwer zügeln, doch breitet er sich mit einer 
schwindelerregenden Eigendynamik in Chefetagen von Unternehmun­
gen, in Macht-Zentren der Kirchen, in Verbands- und Parteizentralen 
und nicht zuletzt im Berner Bundeshaus aus. In den nächsten Kapiteln 
soll veranschaulicht werden, wie sich der Übermut im wirtschaftlichen 
und politischen Geschehen unseres Landes äussert, wie eine grenzenlose 
Anspruchsmentalität und Disziplinlosigkeit unsere Wirtschaft und un­
seren Staat überfordert haben, und wo wir heute stehen. Obwohl schon 
vieles versäumt worden ist, lohnt es sich darüber nachzudenken, denn 
die Absturzgefahr wächst, und wir spüren den Preis unseres Übermuts 
schmerzlich.
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Erstes Kapitel:

Grenzenlose Anspruchsmentalität

Verkannte Warnungen

In einem Postulat vom 7. Juni 1972 hatte ich den Bundesrat eingela­
den, im Interesse eines langfristig gedeihlichen Wirtschaftswachstums 
eine Gesamtenergiekonzeption (in Verbindung mit der bereits in An­
griff genommenen Gesamtverkehrskonzeption) auszuarbeiten. In der 
Begründung hiess es u.a.: «Im Zuge des hektischen wirtschaftlichen

Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges hat die «freie Welt» eine ent­
scheidende Bewährungsprobe bestanden. Sie nahm die Chancen der 
von den Fesseln der Kriegswirtschaft befreiten marktwirtschaftlichen 
Ordnung wahr, um einen kaum für möglich gehaltenen Wirtschaftsauf­
schwung einzuleiten. Innert relativ kurzer Zeit gelang es, unter Nutzung 
auch des technischen Fortschritts, den sogenannten Lebensstandard für 
breiteste Bevölkerungskreise markant anzuheben. Das Wirtschaftswachs­
tum ermöglichte es, legitime Ansprüche zu erfüllen. Gleichzeitig schuf 
es aber die Voraussetzungen dafür, dass ein eigentlicher Wahn der unbe­
grenzten Möglichkeiten jene Eigendynamik auslöste, die auf der ganzen 
Linie anstelle eines ruhigen und gleichmässigen (linearen) Wachstums 
in überbordende, sukzessive steigende (exponentielle) Wachstumskurven 
ausmündete. Das zeigt sich beispielsweise im Rohstoff- und Energiever­
brauch, in der Bautätigkeit, im Bruttosozialprodukt, in den Staatsausga­
ben u.a. Es war insbesondere der Club of Rome, der in seinem Bericht zur 
Lage der Menschheit bereits im Jahre 1972 auf die Gefahren dieser Ent­
wicklung hinwies. Mahnungen, dass es nun einmal Grenzen des Wachs­
tums gebe, fanden indessen nicht die gebotene Beachtung. Der Trend 
ging weiter. Die Anspruchsmentalität greift bis heute höher und höher, 
und dies, obwohl die Genfer Philosophin Jeanne Hersch damals schon 
zugab, dass die noch bestehenden Ungerechtigkeiten uns oft vergessen 
lassen, «wie ausserordentlich gross der Fortschritt ist, der verwirklicht 
wurde. Das katastrophale Reden vom Ungenügen und der Ungerechtig­
keit im sozialen Bereich ist unberechtigt, wenn man die heutigen Zustän­
de mit früheren Zeiten vergleicht. Wir haben im Westen einen Stand der 
Entwicklung erreicht, in dem die Menschen weniger zu leiden haben als 
je zuvor. Niemals haben so viele Menschen so zahlreiche Möglichkeiten 
gehabt, Menschen zu sein.» Das war vor 30 Jahren!
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Auch die Antwort des Bundesrates auf meine Interpellation vom 16. 
Juni 1980 war unbefriedigend ausgefallen. Ich hatte folgende Fragen 
gestellt: «In den letzten Jahren haben das Eidgenössische Volkswirt­
schaftsdepartement und die Schweizerische Nationalbank Experten 
beauftragt, über Lage und Probleme der schweizerischen Wirtschaft

Wachstums der letzten Jahrzehnte ist der materielle Wohlstand breiter 
Schichten in einem kaum für möglich gehaltenen Ausmass grösser 
geworden. Diese Fortschritte dürfen positiv gewertet werden. Immer 
deutlicher werden aber auch Schatten der Entwicklung sichtbar. So 
stellt sich die Frage, ob der Wachstumsprozess nicht zu einem eigent­
lichen Raubbau am Rohstoff Natur geführt habe, und was gegen die 
sich abzeichnende Überbeanspruchung nicht bloss der sogenannt 
wirtschaftlichen, sondern eben auch der sogenannt freien Güter mit 
all ihren Nachteilen getan werden könnte. Offensichtlich spielt die 
Energie in diesem Spannungsfeld zwischen wirtschaftlichem Wachs­
tum und Erhaltung des Lebensraums eine zentrale Rolle.»

Unser Land ist diesem generellen Trend gefolgt. Der Bundesrat hat den 
«Sozialen Rechtsstaat», mit Betonung auf «sozial», in den 60er und 70er 
Jahren ausdrücklich zum Ziel seiner Politik erklärt und ihn sukzessive 
ausgebaut. So bestätigte sich, was Ludwig Erhard schon vor bald 40 Jah­
ren als «das überraschende Phänomen unserer Zeit» bezeichnet hat, dass 
nämlich «im gleichen Mass, in dem durch die Mehrung des Wohlstandes 
die soziale Sicherheit aus eigener Kraft sich verbessert..., der Schrei nach 
noch mehr kollektiver Sicherheit immer lauter erschallt». Dieses Phäno­
men überrascht umso mehr, als es schon damals deutliche Anzeichen 
(nicht bloss Vermutungen) gab, dass unser System der sozialen Sicherheit 
früher oder später an wirtschaftliche und finanzielle Grenzen stösst, wenn 
in den Forderungen nicht mehr Mass gehalten werde. Grundlage für alle, 
die wissen wollten, was auf uns zukommt, bot u.a. ein vom Eidgenössi­
schen Volkswirtschaftsdepartement Ende der 70er Jahre in Auftrag gege­
bener Bericht über «Lage und Probleme der schweizerischen Wirtschaft». 
Diese Lagebeurteilung war zugänglich, wurde aber sogar von Politikern 
kaum wahrgenommen. Es heisst darin u.a.: «Angesichts der heutigen 
ökonomischen Bedeutung und der künftigen ökonomischen Probleme 
der Sozialpolitik kann ein weiterer Ausbau der Sozialversicherung in 
den bisherigen Bahnen ohne eine gründliche Abklärung der langfristigen 
volkswirtschaftlichen Aspekte nicht verantwortet werden. Die zeitlichen 
Verzögerungen, die durch eine solche Abklärung in Kauf genommen 
werden müssen, sollten bei dem heute bereits erreichten Stand der sozia­
len Sicherung tragbar sein. Spätere Generationen könnten damit von für 
sie unlösbaren Problemen befreit werden.» Vereinzelte parlamentarische 
Vorstösse und politische Aktionen blieben wirkungslos.
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Gutachten auszuarbeiten. Darin werden auch grundsätzliche, über die 
Tagesaktualität hinausgreifende Fragen angeschnitten, wie etwa länger­
fristige Perspektiven der sozialen Sicherheit oder die wirtschafts- und 
verteilungspolitische Problematik starrer Indexautomatismen. Da der 
Wert solcher Gutachten steigt, wenn sie politisch ausgewertet werden, 
bitte ich den Bundesrat, folgende Fragen zu beantworten:

Die Karawane zog unbeirrt und sorglos weiter, reicherte unterwegs den 
sozialstaatlichen Gemischtwarenladen mit weiteren Angeboten an, sei es 
in Form ausufemder und zu Missbrauch einladenden Leistungen in der 
Sozialversicherung (vorab in der Invalidenversicherung), sei es für die 
Unterstützung neu entdeckter Pfründen zur Förderung von Familien und 
Kindern, ganz zu schweigen von den übertriebenen Wohltaten für Asy­
lanten. Nahm der Souverän einmal die Gelegenheit wahr, Bundesrat und 
Parlament zu widersprechen und an der Urne ein Zeichen für mehr Mass 
zu setzen, so zögerten die Unterlegenen nicht, es ein weiteres Mal zu 
versuchen. Klassisches Beispiel ist die Mutterschaftsversicherung, für die 
nach mehrmaliger Ablehnung in Volksabstimmungen zur Zeit ein neuer 
Anlauf im Gange ist. Als typisch und bedenklich zugleich erscheint dabei 
die wiederkehrende Begründung, es gelte, endlich einen 50 Jahre alten 
Verfassungsauftrag zu erfüllen. Die Promotoren verschweigen, was sogar 
der Bundesrat schon in seiner Botschaft vom 17. November 1982 zur 
Volksinitiative für einen wirksamen Schutz der Mutterschaft geschrieben 
hat. Es heisst dort, dass «bereits heute, wenn auch nicht dem Namen, so 
doch der Sache nach, eine Mutterschaftsversicherung besteht», und «dass 
die Behauptung, der Verfassungsauftrag von Art. 34 quinquies, Abs. 4 
BV, sei in keiner Weise erfüllt worden, nicht zutreffend ist». Trotz der 
damaligen Ablehnung unterlassen es Bundesrat und Parlament nicht, 
weiterhin der grenzenlosen Anspruchsmentalität zu frönen. Dass der neu­
este Anlauf sogar die Unterstützung schweizerischer Spitzenverbände der 
Wirtschaft findet, befremdet.

Wie beurteilt der Bundesrat die von den Experten aufgezeigten 
längerfristigen Perspektiven der sozialen Sicherheit? Welche Kon­
sequenzen zieht er daraus, insbesondere im Hinblick auf die zahl­
reichen neuen Forderungen über den weiteren Ausbau der sozialen 
Sicherheit?
Teilt der Bundesrat die von den Experten geäusserten Auffassun­
gen über die Gefahren starrer Index-Automatismen? Wenn ja: 
Welche Möglichkeiten sieht er, und welche Möglichkeiten gedenkt 
er selber zu ergreifen, um bei künftigen Anpassungen von Löhnen, 
Renten und andern Leistungen auf die jeweiligen volkswirtschaft­
lichen Gegebenheiten Rücksicht nehmen zu können?»
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Wirtschaftliches Wachstum um jeden Preis?

Den Schlüssel zur ökonomisch und staatspolitisch gebotenen Lösung des 
Konflikts bieten vielleicht Hinweise von zwei bekannten Ökonomen, die 
kürzlich in Presse-Interviews zu lesen waren. Der Chefökonom des EVD, 
Prof. Brunetti, sprach von der Notwendigkeit, die Wachstumsschwäche 
unserer Wirtschaft zu überwinden, «um unsem Lebensstandard zu hal­
ten». Prof. Wittmann antwortete auf die Frage, wie wichtig Wachstum für

Die Auswirkungen dieses Übermuts greifen jedoch über die Lähmung 
der Eigenverantwortung und die finanziellen Auswirkungen der Sozial­
versicherungen hinaus. In ihrer Summierung führten die im Einzelfall 
vielleicht bescheiden anmutenden finanziellen Opfer in Form höherer 
und neuer Steuern sowie von Sozialversicherungsabgaben allmählich zu 
drückenden Belastungen nicht nur des Staatshaushaltes, sondern primär 
unserer Wirtschaft. Sie können existenzbedrohend werden und sind dem 
allseits angestrebten Wirtschaftswachstum nicht förderlich. Wirtschafts­
wachstum aber, so hören wir schon lange, sei angesichts der nicht ver­
siegenden sozialstaatlichen Eigendynamik sowie der demografischen 
Entwicklung unserer Bevölkerung unerlässlich. Das wiederum verstärkte 
den Druck auf Unternehmer und Manager, in sogenannten Vorwärtsstra­
tegien das Heil zu suchen. Um Erfolge auszuweisen, verfallen sie dabei 
leicht kurzfristigem Gewinnstreben. Nicht Nachhaltigkeit und innere 
Stärke, sondern äussere Grösse, Börsen-gefällige Bilanzen und Ausschüt­
tungen waren und sind die Devise. Der Grössenwahn erfasste manche 
Führungsetage und wurde leider auch von Aufsichtsorganen und Verwal­
tungsräten nicht mit der gebotenen Härte gestoppt. Im Gegenteil: In Form 
unverhältnismässiger Entschädigungen warfen sich «Abzocker» (deren 
Anzahl man allerdings auch nicht überschätzen sollte) gegenseitig Köder 
zu, die umso widerlicher riechen, je dramatischer im nachhinein Pleiten 
ausfielen. Die Auswirkungen allerdings blieben nicht auf die einzelnen 
Unternehmen und deren. Geschäftsabschlüsse beschränkt. Sie trübten ei­
nerseits die Sozialpartnerschaft, eine der grössten Errungenschaften und 
eines der vorbildlichsten Markenzeichen unserer Wirtschaftsordnung. 
Anderseits gaben sie denen Auftrieb, die den Staat als Retter in der Not, 
als Setzer ethischer Nonnen oder (präventiv) als aktiven Wirtschafts­
förderer anriefen. Weil solche Rettungsaktionen, wie alle ordnungspo­
litischen Sündenfälle, nicht begrenzt werden können, zeigte sich bald 
einmal, in welche Widersprüche sich Wirtschaft und Staat mit dieser Art 
Wachstums-Politik hineinmanövrierten. Müsste in diesem Dilemma nicht 
unvoreingenommen und vertieft nach Ursachen geforscht werden, die zu 
den Wurzeln der Überforderung von Wirtschaft und Staat vorstossen?
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die Schweiz überhaupt sei, kurz und bündig: «Das braucht es, sonst müs­
sen wir unsere Ansprüche zurückschrauben.» Beide haben Recht. Wie 
aber stünde es, wenn wir zugäben, dass wir über die Verhältnisse gelebt 
und unsem Wohlfahrtsstaat, der im wesentlichen unsem Lebensstandard 
prägt, aufgeblasen haben? Was wäre weiter zu überlegen, wenn wir uns 
bewusst würden, dass es nicht angeht, koste es, was es wolle, mehr wirt­
schaftliches Wachstum zu fordern, und anderseits mit höheren Steuern 
und Abgaben, mit massiver Staatsverschuldung sowie mit bürokratischen 
Exzessen und gesetzgeberischer Perfektion den Handlungsspielraum 
der Unternehmungen, einschliesslich der Selbständigerwerbenden, so­
lange einzuengen, bis diesen der Atem ausgeht? Wäre es nicht an der 
Zeit, die sozialstaatliche Eigendynamik und damit den vermeintlichen 
Zwang zu staatlichen Förder-Aktivitäten, die Vollkasko-Mentalität und 
das krankhafte soziale Sicherheitsdenken endlich zu brechen? Hüten wir 
uns davor, dass der Ruf nach Wachstum um jeden Preis dazu missbraucht 
wird, einen Konjunkturaufschwung herbeizuzaubem, der wiederum, 
wie früher schon, als Droge wirkt. Diese Gefahr droht dann, wenn jedes 
Mittel recht ist, wie etwa lockere monetäre Zügel, deficit-spending u.a. 
Vielleicht wäre es hilfreich, zur Lösung des Konflikts zwischen dem ma­
teriellen Wohlstand, der gross ist, und dem individuellen Wohlbefinden, 
das allmählich Schaden nimmt, zu unterscheiden. Mit staatlich forcier­
tem Wirtschaftswachstum und Geld allein schaffen wir es nicht. Sogar 
die deutsche Gesundheitsministerin räumte ein, es sei «noch nie so viel 
Geld in die Sozialversicherung geflossen, und noch nie sei das Volk so 
unzufrieden gewesen»! Je stärker wir das Wohlbefinden gewichten, umso 
weniger kämen wir um Verzichte herum. Auch ausserhalb des Sozialbe­
reichs wären vermehrt Prioritäten zu setzen und Grenzen zu markieren. 
Beispielsweise können übertriebene Effizienzsteigerungen zwar die Wirt­
schaftlichkeit kurzfristig erhöhen, jedoch der Qualität des Angebots und 
dem Wohlbefinden abträglich sein. Ebenso mag der massive Beizug aus­
ländischer Arbeitskräfte unser Wirtschaftswachstum und den materiellen 
Wohlstand positiv beeinflusst haben. Doch könnte eine zurückhaltendere 
und selektivere Einwanderungspolitik die kulturellen und gesellschaftli­
chen Spannungen mildem und so das Wohlbefinden unserer Bevölkerung 
heben. Voraussetzung bleibt natürlich, dass wir überhaupt noch fähig und 
willens sind, vernetzt zu denken. Eine solche Neu-Orientierung sollte uns 
eigentlich nicht allzu schwer fallen, haben wir doch schon vor 20 Jahren 
nicht schlecht gelebt, und erfreut sich die Schweiz bis heute einer Kauf­
kraft, die weit über jener vergleichbarer Staaten liegt. Deshalb wäre jetzt 
nicht immer mehr staatlich finanzierte sogenannte Gerechtigkeit, sondern 
mehr Genügsamkeit und Sparsamkeit gefragt
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Folgt ein Umdenken?

Noch gibt es keine schlüssigen Anzeichen eines konsequenten Umden­
kens. In der Wirtschaft scheint immerhin die umfassende Verantwortung 
des Unternehmers gegenüber den Kapitalgebern, den Mitarbeitern, der 
Umwelt und der Gesellschaft als Ganzes wieder stärker gewichtet zu wer­
den als während vieler Jahre. Das jedenfalls haben in letzter Zeit sowohl 
der Präsident des schweizerischen Arbeitgeberverbandes als auch jener 
der economiesuisse wiederholt signalisiert. Dazu zwei konkrete Beispie­
le. Vor allem gegen Missbräuche eines übermütigen Managements möch­
te der sogenannte «Swiss Code of Best Practice» schützen. Er will das 
Schlagwort vom Corporate Govemance» mit Inhalt füllen (z.B. bessere 
Transparenz durch Offenlegung bisher interner Strukturen und Abspra­
chen, grössere Unabhängigkeit und Kompetenzen des Verwaltungsrates 
u.a.) und wurde im Jahre 2002 vom Dachverband der schweizerischen 
Wirtschaft in Form von Empfehlungen verabschiedet. Ein neues Zentrum 
für nachhaltige Unternehmens- und Wirtschaftspolitik an der Universität 
Zürich unter der Leitung des früheren Chefökonomen der UBS zielt in 
dieselbe Richtung. Solche Bemühungen sind positiv zu werten. Doch 
heisst es aufgepasst, dass Empfehlungen nicht bald einmal als einklag­
bare Rechte interpretiert werden und so der gesetzgeberischen Regulie­
rungswut Tür und Tor öffnen. Zudem ist es natürlich nicht damit getan, 
mit erzwungener Ethik und ethischen Saubermännem ein Unternehmen 
fuhren zu wollen. Dazu braucht es mehr, nämlich äusser Charakterstärke 
fachliche Kompetenz, Innovations- und Durchsetzungskraft. Wenn sich 
Corporate Govemance nicht als Illusion erweisen soll, dürfen jedenfalls 
entsprechende Warnungen aus Wissenschaft und Praxis nicht überhört 
werden. Der zweite hoffnungsvolle Ansatz eines gesunden Umdenkens 
in Wirtschaftskreisen ist das Wiederentdecken der inneren Stärke statt 
äusserer Grösse als Leitidee der Geschäftspolitik. Wenn von Wieder-Ent- 
decken die Rede ist, so heisst das, dass es Unternehmen gab, die schon 
früher solche Grundsätze beachtet und erfolgreich umgesetzt haben. Ein 
Beispiel (das hier aus eigener Anschauung erwähnt werden darf) ist die 
mutige und rechtzeitige Umstrukturierung der Metall-Zug-Gruppe in den 
1970er Jahren. Mit dieser Konzentration der Kräfte war der Grundstein 
gelegt worden für das eigenständige Überleben in einer schwierigen Zeit 
und die bis heute erfolgreiche Entwicklung einer mittelgrossen industri­
ellen Gruppe. Die im Jahre 1997 erschienene Schrift «Metall-Zug-Grup- 
pe 1972-1997» atmet etwas von einem praxisorientierten Leitfaden für 
nachhaltige Untemehmensführung. Hoffentlich hält in unserer Wirtschaft 
das sich abzeichnende Umdenken von Übermut zur Besonnenheit an. 
Jedenfalls ist es erfreulich, dass über die jüngste Pressekonferenz einer
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grossen, weltweit tätigen Unternehmung in der NZZ unter dem Titel 
berichtet wurde: «Clariant’s Weg vorwärts führt zurück». Zusammenfas­
send liegt all diesen und ähnlichen Absichten die Erkenntnis zugrunde, 
die Gerhard Schwarz in der NZZ mit folgenden Worten umschrieben hat: 
«Deshalb braucht es nun nicht mehr Regeln, sondern die Rückbesinnung 
auf Prinzipien der Moral, der Vernunft und der Ökonomie. Mit Überregu­
lierungen den Fehlentwicklungen wehren zu wollen, bedeutet dagegen, 
den Teufel mit Beelzebub auszutreiben.»

Demgegenüber geht leider den meisten Politikern dieses Verständnis 
nach wie vor ab. Noch in der Herbstsession 2003 wurden im Nationalrat 
sozialstaatlich nicht mehr vertretbare Vorlagen gegen nur schwachen Wi­
derstand durchgeboxt. Allzu viele bürgerliche Politiker vertrauen auf den 
Staat, verstricken sich dabei jedoch laufend in Ungereimtheiten. Wie ist 
es mit freiheitlichen Ordnungsprinzipien vereinbar, wenn eine prominen­
te freisinnige Nationalrätin in einem Interview sagen kann: «Sozialpolitik 
ist der wichtigste Teil der Wirtschaftspolitik»? Wo blieben und bleiben 
grundsätzliche Überlegungen und die Sorge um eine Politik nachhaltigen 
Wirtschaftswachstums, wenn der Bund Missmanagement und Übermut 
einer maroden Swissair unter dem Vorwand sogenannt sozialer Erwägun­
gen mit Subventionen und andern Geschenken belohnt? Er lässt unbe­
achtet, dass Verstösse gegen die freiheitliche Ordnungspolitik langfristig 
nie sozial sein können. Auch Anschlussbegehren waren schon damals 
absehbar (etwa jene des Tourismus). Heute steht eine andere Stossrich­
tung im Vordergrund, nämlich die Exportförderung. So wird zum Bei­
spiel die Förder-Institution Osec vom Bund mit einem happigen Beitrag 
finanziert, obwohl einer der wenigen Kritiker im Parlament sagte: «Was 
mit der Osec aufgebaut wurde, ist Grössenwahn und kann nicht funkti­
onieren.» Der zuständige Departementschef indessen erklärte stolz und 
ohne Einschränkungen, er wolle damit «ein Bekenntnis zur staatlichen 
Exportförderung» ablegen! Wie will der Volkswirtschaftsminister eine 
solche Aussage in Einklang bringen mit seinem an sich begrüssenswerten 
Drang zu mehr Wettbewerb, der ihn in einem Kreis von Führungskräften 
aus der Wirtschaft zum Bekenntnis trieb: «Politiker und Unternehmer 
dürfen nicht dauernd Wettbewerb predigen und in jedem Spezialfall wie­
der Protektionismus praktizieren», und weiter: «Die Zeit der geschützten 
Märkte muss vorbei sein. Deshalb habe ich der Hochpreis-Insel Schweiz 
den Kampf angesagt». Mit Verlaub gefragt: Wie steht es denn mit der 
Hochlohn-Insel Schweiz, sogar beim öffentlichen Personal? Und was 
soll man von solchen Worten halten angesichts der Wettbewerbsverzer­
rungen durch Subventionen aller Art, einschliesslich Projekten zur soge­
nannten Forschungs- und Innovationsförderung, die Milliarden-Beträge
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verschlingen? Hier geht es ja um weit mehr als um die dem Staat (Bund 
und Kantonen) obliegende Grundlagenforschung. Zwar hat der Souverän 
in einer Referendumsabstimmung im Jahre 1985 die sogenannte Innova­
tionsrisikogarantie verworfen. Das hindert die staatlichen Macher nicht 
daran, auf verschlungenen Pfaden, über breit gefächerte Budget-Positio­
nen, in den Kantonen sogar über den Lotteriefonds, Mittel auszuschütten, 
die direkt oder indirekt der Lancierung und Vermarktung von Produkten 
in privaten Unternehmungen zugute kommen. Eine solche Praxis führt 
dazu, dass die Verantwortung zwischen Unternehmensleitung und staatli­
chen Instanzen verwischt wird, und dass eigenverantwortliche Unterneh­
mer im Wettbewerb benachteiligt werden. Die «guten Dienste», die den 
staatlichen Machern als Vorwand für ihre Aktivitäten dienen, verpuffen 
weitgehend, ohne eine nachhaltige Stärkung unserer Volkswirtschaft zu 
bewirken. Fragwürdig ist auch das Engagement des Bundes an die EU- 
Forschungsprogramme, bei denen - wie kürzliche Meldungen vermuten 
lassen - offenbar mehr der Bürokratie gehuldigt als geforscht wird! 
Schliesslich bahnt sich in unserm Land zwischen sogenannten staatlichen 
Wirtschaftsförderem einerseits, Bürokraten und Exponenten von Wirt­
schaftsverbänden anderseits, immer mehr eine Allianz staatsgläubiger 
Macher an. Man organisiert gemeinsame Management-Round-Tables 
und sucht dabei u.a., Bedürfnisse und Forderungen der KMUs in Erfah­
rung zu bringen. «Strategien und Massnahmen sollen mutig und dürfen 
durchaus auch unkonventionell sein», versprach beispielsweise ein kan­
tonaler Finanzdirektor anlässlich einer solchen Schau. Der staatlichen 
Bürokratie öffnet sich hier ein neues Feld, sich unentbehrlich zu machen. 
Der Weg von Staats-Dienern zu technokratischen Machern scheint auch 
in der Wirtschafts-Förderung vorgespurt: Der Staat kann einfach alles!

Es liegt an echten Untemehmerpersönlichkeiten, diesen Übermut einzu­
dämmen, und zwar einerseits durch das Beharren auf der unverfälschten 
unternehmerischen Verantwortung (auch für ein angemessenes Wirt­
schaftswachstum), anderseits durch den Einsatz für wirtschaftsfreund­
liche Rahmenbedingungen. Zu Recht hat kürzlich der Präsident des 
Verwaltungsrates der UBS die Unternehmer dazu aufgerufen, «der Verlo­
ckung zu widerstehen, sofort nach dem Staat zu rufen, wenn es dienlich 
sei, ausserdem aber sich klar zum Milizstaat zu bekennen, und zwar nicht 
nur im Reden, sondern auch im Handeln». Folgerichtig gäbe es für jene 
Politiker, die der grenzenlosen Anspruchsmentalität entgegentreten wol­
len, und denen die nachhaltige Gesundung aller von Staat und Wirtschaft 
überforderten Ressourcen ein Anliegen ist, heute nur eine Devise, näm­
lich Marschhalt. Das bedeutet weder Stillstand noch Rückschritt. Man ist 
nicht am Ziel.
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Marschhalte wären seit Jahrzehnten immer wieder angezeigt gewesen. 
Sie wurden entweder versäumt oder zu knapp bemessen. Diesen Erfah­
rungen sollte sich sogar die Wachstumspolitik nicht verschliessen, hat 
doch schon vor 30 Jahren der damalige sozialdemokratische Kanzler der 
Bundesrepublik, Helmut Schmidt, eine Erkenntnis ausgesprochen, der 
sich sogar bürgerliche Politiker der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
allzu lange verschlossen haben: «Es gibt Zeiten, da ist die Bewahrung des 
Erreichten das Maximum des Erreichbaren.» Wohin die bisherige Diszi­
plinlosigkeit geführt hat, ist nun im nächsten Abschnitt zu veranschauli­
chen - wiederum im Bestreben, daraus zu lernen, was heute mit Blick auf 
die Zukunft Not tut.

In einer von der Wirtschaftsförderung herausgegebenen Schrift 
«Überforderter Staat - überforderte Wirtschaft» habe ich bereits 
im Jahre 1975 zu einem solchen Marschhalt aufgerufen. Es gehe 
darum, vorerst «neue Kraft zu schöpfen und sich auf den einzu­
schlagenden Weg zu besinnen. Je grösser der Truppenverband 
ist, schliessen sich sogar Bewegung am einen und Marschhalt am 
andern Ort nicht aus. Es gibt Aufgaben, und zwar sind es jene, 
welche das Gedeihen der Volkswirtschaft bewirken und aufrecht 
erhalten, die gerade heute nicht vernachlässigt werden dürfen. 
Umgekehrt deuten die aufgezeigten Entwicklungstendenzen an, 
welche Bereiche der staatlichen Ausgabenpolitik in den letzten 
Jahren die Überforderung ausgelöst haben. Sie zeigen, wo ein 
Marschhalt als notwendig erscheint.»
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Zweites Kapitel:

Trügerische Staatsgläubigkeit

Ursachen und Auswirkungen

Staatsgläubigkeit dreht sich nicht nur um Geld. Sie ist Ausdruck einer 
bestimmten Gesinnung, nämlich jener Haltung, die dem mündigen Men­
schen nicht zutraut, seine eigenen Wertvorstellungen und Bedürfnisse in 
erster Linie selber oder aufgrund freiwilliger vertraglicher Vereinbarun­
gen zu bestimmen. Deshalb müsse der Staat sagen, was für das Wohl der 
Menschen gut oder schlecht sei, wie die Probleme des Zusammenlebens 
gelöst, die einzelnen Menschen gefördert, geschützt, aber auch enteignet, 
bevormundet und bestraft werden sollen. Auf diesem Wege gelinge es 
- das ist die Hoffnung der Staatsgläubigen - gewissermassen das Para­
dies auf Erden mit allem, was speziell an materiellen Gütern dazugehört, 
zu verwirklichen, oder mindestens diesem Ziel näherzukommen. Wer 
diese Art von Staatsgläubigkeit ablehnt, braucht deswegen nicht die 
Augen davor zu verschliessen, dass es gemeinschaftliche Aufgaben gibt, 
die sinnvollerweise dem Staat übertragen werden, und die sogar für die 
Entfaltung freier Menschen wichtig sind. Dazu zählen insbesondere Ord- 
nungsftmktionen oder die Bereitstellung einer zeitgemässen Infrastruktur. 
Was aber zu denken gibt, sind überbordende Eingriffe in den persönlichen 
Freiheits- und Verantwortungsbereich. Leider ist nicht zu übersehen, dass 
langfristig der Einfluss und die Macht des Staates in unseren Breitengra­
den unverhältnismässig gewachsen sind. Als äussere Kennzeichen eignen 
sich die Staats- und Fiskalquoten, die Fülle gesetzlicher Bestimmungen, 
die Zahl der Beamten und vieles andere mehr. Der Übermut staatlicher 
Macher kommt offenbar nicht zur Ruhe, bis ihre «Macht-Zentrale» mit 
Franz Böhm sagen kann: «Und alles hört auf mein Kommando.»

Erste und entscheidende Ursache dürfte meines Erachtens der bereits 
angedeutete Wertewandel sein, der Teile unserer Gesellschaft erfasst hat. 
Persönliche Freiheit und Eigenverantwortung, die untrennbar sind, büs- 
sen ihre dominierende Stellung auf der Werteskala ein. An deren Stelle 
treten das Streben nach materiellem Wohlstand und sozialer Sicherheit, 
für die primär der Staat sorgen soll. Mit Ordnungsfunktionen gibt man 
sich nicht mehr zufrieden. Angestrebt wird der umfassende Versorgungs­
staat, der mittels kollektivem Zwang die erforderlichen Mittel auftreibt 
und umverteilt. Umverteilung heisst das Zauberwort, das Illusionen über



21

Die Auswirkungen des Übermuts sind zunächst staats- und gesellschafts­
politischer Art. Im heutigen Parteienspektrum fuhren sie häufig zu einer 
unheiligen Allianz zwischen Exponenten, die zwar in unterschiedlichen 
Lagern angesiedelt sind, die sich im Glauben an den Staat aber treffen. 
Ideologen zur Linken wittern Morgenluft auf ihrem Marsch durch die 
Institutionen. Dank der Hilfe durch bürgerliche «Eiferer mit gutem Wil­
len» (Friedrich August von Hayek) treiben sie die kalte Sozialisierung, 
geschickt getarnt mit einer Politik der kleinen Schritte, erfolgreich, 
langsam aber sicher voran. Der Sozialismus ist nicht gestorben, wie der 
Präsident der freisinnig-demokratischen Partei der Schweiz vor wenigen 
Jahren prophezeite. Wir merken nur nicht, dass und wie wir bezüglich 
Staatsgläubigkeit bereits Sozialisten geworden sind. Kann man tatsäch­
lich übersehen, dass mit den heutigen Steuern und Subventionen eine 
Einkommensumverteilung in extremem Mass betrieben wird, dass unsere 
Steuerpolitik einer Enteignung privaten Eigentums gleichkommt, die 
wohl kaum noch als sozial gerechtfertigt eingestuft werden kann. Nein: 
Diese Enteignung ist als klassisches sozialistisches Instrument unerträg­
lich geworden und hat trotzdem nicht verhindert, dass Schulden und Zin­
sen im Übermass auf die nächsten Generationen überwälzt werden. Als 
staatspolitisch ebenso bedenklich erweisen sich andere Auswirkungen 
einer als übermässig empfundenen Steuerbelastung. Diese kann nämlich 
den Drang, der Steuer auszuweichen, verstärken und so mit der Steuermo­
ral in Konflikt geraten. Der Weg in die staatsbürgerliche Gleichgültigkeit 
ist dann nicht mehr weit. Er trifft sich mit jenen, die aus mangelndem Ver­
trauen in unsere Behörden oder aus Ärger über die staatliche Bürokratie 
der Urne fembleiben. Das Vertrauensdefizit wird umso grösser, je mehr 
die Gesetzgebung dem Vollzug Raum gewährt, wodurch der Willkür und 
dem Missbrauch Tür und Tor geöffnet werden. Erinnert sei zum Beispiel 
an die Auswüchse in der Asylpolitik oder in der Invalidenversicherung. 
Der Übermut der «classe politique» rächt sich. (Zur sogenannten classe

sogenannte Gerechtigkeit nährt und sich gleichzeitig als Triebkraft für 
eine zweite Ursache übermütiger Staatstätigkeit erweist, nämlich deren 
Eigendynamik. Diese wird beschleunigt durch die scheinbar grenzenlo­
sen Ressourcen, einschliesslich der Möglichkeiten des technischen und 
wissenschaftlichen Fortschritts. Sie ergreift (wie bereits im ersten Kapitel 
angedeutet) den sozialen und gesellschaftlichen Bereich im weitesten 
Sinn, darüber hinaus aber den Staatsapparat mit seinen professionellen 
Machern. Eine besonders problematische Schwungkraft entfaltet die Ei­
gendynamik - darin dürfte ein dritter Grund liegen - in den Beziehungen 
zum Ausland, vorab in der vermeintlichen Aufwertung der Stellung der 
Schweiz in der Staatengemeinschaft.




